
Das seit 1. 1. 2024 geltende Einwegkunststofffondsgesetz (EWK-
FondsG) verpflichtet Herstellende von Einwegkunststoffprodukten 
sowie To-Go-Getränkebehältern zur Zahlung einer Abgabe in den 
Einwegkunststofffonds und hat als Hintergrund die Nachhaltigkeit 
entsprechend den UN-Sustainable Development Goals. Dabei 
entscheidet sich 2024 das weitere Schicksal eines UN-Abkommens 
gegen die Plastikvermüllung.

1. Grundsystematik

Das EWKFondsG erlegt vor allem den Herstellenden 
Pflichten auf. Zentral ist die Zahlung in einen Fonds, aus 
dem die kommunalen Sammlungs-, Reinigungs-, Sensibi-
lisierungs-, Datenerhebungs- und Verwaltungskosten be-
zahlt werden. Damit erfolgt eine indirekte Verhaltenssteu-
erung, nämlich eine solche über die Abgaben in den Fonds. 
Dadurch sollen die Produkte und Werkstoffe im Sinne der 
beabsichtigten Lenkungswirkung für Umwelt und Ge-
sundheit verändert werden. Den Selbstentwicklungskräf-
ten der Wirtschaft soll dafür Raum gegeben werden, näm-
lich durch innovative und nachhaltige Geschäftsmodelle. 

1.1 Doppelte Zielsetzung: Umwelt und Gesundheit

Das übergeordnete Ziel des EWKFondsG nach seinem § 1 
Satz 1 besteht einerseits darin, die Auswirkungen der Ein-
wegkunststoffprodukte auf die Umwelt und die menschli-
che Gesundheit zu vermeiden und zu vermindern. Insoweit 
handelt es sich um ein klassisches abfallwirtschaftliches Ziel: 
Umwelt- und Gesundheitsschutz sind die zentralen An-
liegen des traditionellen Abfallrechts, die auch im KrWG 
enthalten sind, 1 auch wenn dort der Schutz des Menschen 
allgemein benannt wird. 2 Die Zielsetzung Umwelt und 
Gesundheit fügt sich damit ein in die nationale Konzep-
tion des Abfall- und Kreislaufwirtschaftsrechts.

Der Schutz der Umwelt und der menschlichen Ge-
sundheit ist auch Bestandteil der generellen abfallrechtli-
chen Rahmenregelung in Art.  1 AbfRRL. Diese klassi-
sche Zielsetzung findet sich in § 1 EWKFondsG wieder, 
der fokussiert auf Einwegkunststoffprodukte identisch mit 
Art. 1 KunststoffRL formuliert ist, wo es heißt: Ziel die-
ser Richtlinie ist es, die Auswirkungen bestimmter Kunst-
stoffprodukte auf die Umwelt, insbesondere die Meeresum-
welt, und die menschliche Gesundheit zu vermeiden und 
zu vermindern und den Übergang zu einer Kreislaufwirt-
schaft mit innovativen und nachhaltigen Geschäftsmodel-
len, Artikeln und Werkstoffen zu fördern, um auf diese 
Weise auch zum reibungslosen Funktionieren des Binnen-
markts beizutragen. 

1.2 Nachhaltigkeit
1.2.1 UN- Goals

Die nationale Gesetzesbegründung hebt sehr intensiv auf 
die Nachhaltigkeitsaspekte ab und bezieht sich auf diverse 
UN-Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals, 
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SDG). Somit ist es zugleich Ausdruck der internationalen 
Verwirklichung der Nachhaltigkeit. An erster Stelle wird 
das SDG 7.1 der Ressourcenschonung genannt. Das EWK-
FondsG dient der Förderung ressourcenschonender Mehr-
weglösungen. In Abwendung von kurzlebigen Einweg-
produkten soll die betroffene Wirtschaft nachhaltigere 
Lösungen im Bereich Mehrweg entwickeln, wie es dem 
SDG 9.1 in Gestalt der Innovation entspricht. 3 

Das SDG 10.2 in Form der Verteilungsgerechtigkeit wird 
durch die Anlastung der Kosten für die Entsorgung und 
Reinigung von aus Einwegkunststoffprodukten entstehen-
den Abfällen bei den Herstellern verfolgt. Durch die da-
bei erfolgende Kostenerstattung werden entsprechend dem 
SDG 11 „nachhaltige Städte und Gemeinden“ Anreize zur 
Verbesserung der Sauberkeit von Städten und Landschaf-
ten geschaffen. 4

Einen besonderen Schwerpunkt bildet das SDG 12: zu-
nächst im Hinblick auf einen nachhaltigen Konsum (SDG 
12.1), indem durch Sensibilisierungsmaßnahmen Anreize 
für Verbrauchende für einen Wechsel von Einwegkunst-
stoffprodukten zu nachhaltigeren Alternativen wie Mehr-
wegprodukten geschaffen werden. Durch einen solchen 
Wechsel wird zugleich entsprechend dem SDG 12.2 eine 
nachhaltige Produktion verfolgt, indem die Produktion 
von Einwegkunststoffprodukten zugunsten nachhaltigerer 
Produkte, insbesondere von Mehrweglösungen, reduziert 
wird. 5

Einen besonderen Bezug hat die Reduzierung von 
Kunststoffen zur Erhaltung der Meeresumwelt: Nach dem 
SDG 14 „Leben unter Wasser“ sollen der landseitige Ein-
trag von Kunststoffen in die Meere vermindert und damit 
das Leben unter Wasser geschützt werden. Zugleich wird 
der Eintrag von Kunststoffen in die Landschaft und in Bö-
den bekämpft sowie die Sauberkeit der Umwelt gefördert, 
wie es dem SDG 15 „Leben an Land“ entspricht. 6

1.2.2 Nationale Nachhaltigkeitsstrategie

Weitergehend wird der Regelungsgehalt zu den Prinzipien 
einer nachhaltigen Entwicklung nach der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie in Bezug gesetzt, so die konsequente 
Anwendung der nachhaltigen Entwicklung als Leitprinzip 
in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen, die durch 
einen nachhaltigeren Umgang mit Kunststoffen sowie eine 
gerechte Verteilung von Entsorgungs- und Reinigungskos-
ten sowie eine saubere Umwelt verwirklicht wird. 7

1.2.3 EU-KunststoffRL

Diese Ansätze haben auch in allen Stadien des Produktkreis-
laufes zu erfolgen. § 1 EWKFondsG bezieht sich sowohl auf 
Produkte als auch auf Werkstoffe und damit die Ausgangs-
materialien, die innovativ und nachhaltig sein sollen. Mit 
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der KunststoffRL sollen nach ihrem Erwägungsgrund zwei 
kreislauforientierte Ansätze gefördert werden, die nachhal-
tige und nichttoxische wiederverwendbare Artikel und Wie-
derverwendungssysteme gegenüber Einwegartikeln bevor-
zugen. Dabei wird in erster Linie auf die Verringerung des 
Abfallaufkommens abgezielt. Darin zeigt sich die zentrale 
Zielrichtung der KunststoffRL, das Auftreten von Abfällen 
durch die Zurückdrängung von Einwegartikeln zu verrin-
gern. Vor diesem Hintergrund sind daher sämtliche Artikel 
der Richtlinie wie auch des EWKFondsG auszulegen.

1.3 Binnenmarktbezug

Kunststoffe sind auch ein maßgebliches Produkt im Rah-
men des Binnenmarktes, um Güter zu transportieren und 
zu gebrauchen. Dementsprechend hat die Regelung auch 
einen erheblichen Binnenmarktbezug, der in Art. 1 Kunst-
stoffRL ausdrücklich genannt wird. Der Binnenmarkt wird 
aber auch durch die Gesundheit und den Umweltschutz 
geprägt und soll dabei ein hohes Schutzniveau sicherstel-
len, wie Art. 114 Abs. 3 AEUV für die Rechtsangleichung 
vorsieht. Die Kommission postuliert nunmehr eine kli-
mafreundliche Fortentwicklung der Wirtschaft, nament-
lich durch eine effektive Kreislaufwirtschaft und Schad-
stofffreiheit. 8 Damit schließt sich der Kreis zur Förderung 
der Kreislaufwirtschaft. Diese ist damit auch wesentlicher 
Bestandteil des Binnenmarkts und steht nicht in Wider-
spruch zu ihm, sondern ist dessen Ausdruck. Dementspre-
chend sind es auch die Pflichten nach der KunststoffRL so-
wie in deren Umsetzung durch das EWKFondsG.

1.4 Förderung der Kreislaufwirtschaft

Darin wird vor allem die zweite Zielsetzung des EWK-
FondsG deutlich, nämlich die Förderung innovativer und 
nachhaltiger Geschäftsmodelle, Produkte und Werkstoffe. 
Vor dem Hintergrund von Art.  1 KunststoffRL ist diese 
Förderung zum einen in Bezug zu einem Übergang zu einer 
Kreislaufwirtschaft zu setzen. Einwegkunststoffprodukte 
sind also so fortzuentwickeln, dass sie wiederverwendet bzw. 
recycelt werden, um einen möglichst geschlossenen Stoff-
kreislauf zu etablieren. Darauf sind Geschäftsmodelle auszu-
richten; nur dann sind sie nachhaltig. Dies entspricht bereits 
der EU-Kreislaufstrategie, welche vermehrt geschlossene 
Stoffkreisläufe auf EU-Ebene realisieren will. Deren Be-
standteil ist auch die EU-Strategie für Kunststoffe. 9 Schon 
nach dem Green Deal geht es um den Übergang von ei-
ner Primär- in eine Sekundärrohstoffwirtschaft. 10 Dadurch 
kann auch das Wegwerfen von Kunststoffabfällen, das maß-
geblich Umwelt und Gesundheit gefährdet, vermieden bzw. 
zumindest verringert werden. Daher fügt sich die Förde-
rung der Kreislaufwirtschaft zugleich in die Zielsetzung des 
Schutzes von Umwelt und Gesundheit ein.

Die Förderung der Kreislaufwirtschaft befindet sich zu-
gleich in Übereinstimmung mit dem deutschen Kreis-
laufwirtschaftsrecht. Gewachsen von einem Recht der 
Abfallbeseitigung zu einem umfassenden Recht der Kreis-
laufwirtschaft, verbindet es ebenfalls den Umwelt- und 
Gesundheitsschutz mit der Förderung der Kreislaufwirt-
schaft. Letztere bildet dabei eine konkrete Zielrichtung, 
die Förderung steht für eine umfassende Verfolgung auf 
hohem Niveau, eingebettet in das „grüne“ Europa nach 
dem Green Deal und dem Aktionsplan Kreislaufwirtschaft, 
konkretisiert für den Kunststoffbereich durch die Kunst-
stoffRL sowie die EU-Kunststoffstrategie. 11

2. Meeresumwelt

2.1 Unionsmaßnahmen

In § 1 Satz 1 EWKFondsG wird herausgehoben, die Aus-
wirkungen auf die Meeresumwelt zu vermeiden und zu ver-

mindern. Gerade die Bekämpfung der Meeresverschmut-
zung durch Einwegkunststoffprodukte ist ein wesentlicher 
Hintergrund für den Erlass der KunststoffRL wie auch 
nunmehr des EWKFondsG. Die EU-Kunststoffstrategie 
wurde vor allem entwickelt, um die Verschmutzung der 
Meere mit Plastikmüll zu bekämpfen – in Verwirklichung 
des Ziels Nr.  14 der Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklung, das darin besteht, Ozeane, Meere und Mee-
resressourcen im Interesse einer nachhaltigen Entwicklung 
zu erhalten und nachhaltig zu nutzen.

Die Union muss nach Erwägungsgrund  3 der Kunst-
stoffRL zur Vermeidung und Bewältigung der Meeres-
vermüllung ihren Beitrag leisten und sich bemühen, einen 
globalen Standard zu setzen. Da sie in zahlreichen inter-
nationalen Foren wie der G20, der G7 und den Vereinten 
Nationen mit ihren Partnern zusammenarbeitet, um ein 
konzertiertes Vorgehen zu fördern, und diese Richtlinie 
Teil der Arbeiten der Union in diesem Bereich ist, muss 
die EU-Normierung anspruchsvoll sein und einen Vor-
bildcharakter haben – vergleichbar zum Klimaschutz, der 
weltweit nicht zuletzt durch die Vorreiterrolle der EU erste 
Standards hervorgebracht hat. Beispiel dafür ist namentlich 
das Pariser Abkommen, das erst nach langem Ringen unter 
maßgeblicher Beteiligung der EU und ihrer Mitgliedstaa-
ten zustande kam. Auf der Konferenz von Dubai bewirkte 
erst der Widerstand auch der EU, dass überhaupt eine Aus-
sage zur Nutzung fossiler Energien getroffen wurde. Damit 
ein weltweiter Erfolg eintritt, ist es notwendig, dass schon 
die Erzeugung der kunststoffhaltigen Materialien, wel-
che die Meeresverschmutzung hauptsächlich verursachen, 
möglichst weit zurückgedrängt  wird.

2.2 UN-Ebene: Hochseeschutzabkommen und Abkommen  
gegen die Plastikvermüllung

Auf UN-Ebene ist ein internationales Abkommen auf den 
Weg gebracht, das die Meeresumwelt spezifisch gegen die 
Plastikvermüllung verbindlich schützen soll. Bereits im 
Juni 2023 wurde das UN-Hochseeschutzabkommen von 
rund 70 Staaten unterzeichnet. Dieses Abkommen Biodi-
versity Beyond National Jurisdiction (BBNJ) tritt 120 Tage 
nach Ratifikation durch 60 Staaten in Kraft, was bis zur 
nächsten UN-Ozeankonferenz in Frankreich im Jahr 2025 
angestrebt wird, und regelt einheitlich, wie die biologische 
Vielfalt der Meere, die eine wesentliche Bedeutung auch 
für den Klimaschutz hat, in Gebieten außerhalb nationa-
ler Hoheitsgewalt zu erhalten und nachhaltig zu nutzen ist. 
Das sind die ersten spezifischen Umweltregeln zum Natur-
schutz auf Hoher See, die das UN-Seerechtsübereinkom-
men erweitern. Dazu gehört auch ein Schutz vor Meeres-
verschmutzung durch kunststoffhaltige Materialien, zumal 
wenn es sich um Meeresschutzgebiete handelt, die ausge-
wiesen und ca. ein Drittel der weltweiten Meere unter ver-
netzten Schutz stellen sollen. Ein rechtlich verbindliches 
UN-Abkommen gegen die Plastikvermüllung von Umwelt 
und Meeren wurde auf der 5. Sitzung der UN-Umwelt-
versammlung (UNEA), dem höchsten Entscheidungsgre-
mium im Umweltschutz, in Nairobi Anfang März 2022 mit 
einem Zieldatum bis 2024 mandatiert. Ein solches Abkom-
men gegen unnötiges, schädliches Plastik und Plastikmüll 
wird in seiner Bedeutung als „vergleichbar mit dem Pariser 
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Klimaschutzabkommen“ gesehen. 12 Es erfasst umfassend 
die Vermüllung durch Plastikabfälle einschließlich Mik-
roplastik und spezifischen Auswirkungen in den Meeren 
sowie den gesamten Lebenszyklus von Plastikprodukten – 
vom bewussten Konsum über werterhaltendes Produktde-
sign, nachhaltige Kreislaufwirtschaft bis hin zur Ressour-
ceneffizienz durch Zirkularität. Diese Elemente waren 
bereits im Resolutionsentwurf „End Plastic Pollution – To-
wards a Legally Binding Agreement“ 13, der am 2. 5. 2022 
in Nairobi verabschiedet wurde, enthalten. Im September 
2023 gab es einen ersten Entwurf („Zero Draft“) als Basis 
für die 3. von 5 Runden der Vertragsverhandlungen vom 
13. bis 19. 11. 2023 in Nairobi zur Ausarbeitung des UN-
Pflichtabkommens, die allerdings kaum Fortschritte brach-
ten. Eigentlich sollen die Verhandlungen Ende 2024 abge-
schlossen sein. In Ottawa gibt es im April 2024 die nächste 
und damit 4. Verhandlungsrunde. Problematisch sind vor 
allem Fragen der weiteren Plastikproduktion aus fossilen 
Stoffen. Einigkeit besteht in der Erfassung des gesamten 
Lebenszyklus von Plastik und nicht lediglich von Fragen 
des Abfalls. 14 Mitte 2025 soll das Abkommen auf einem 
Staatengipfel offiziell verabschiedet werden.

2.3 Notwendige umfassende Herstellerverantwortung

Der Schlüssel zur Zurückdrängung der Meeresverschmut-
zung durch kunststoffhaltige Materialien ist die Herstel-
lerverantwortung. Dies kommt auch in Erwägungsgrund 3 
der KunststoffRL dadurch zum Ausdruck, dass es für die 
Wirkung der weltweiten Bemühungen auch wichtig ist, 
„dass die Ausfuhr von Kunststoffabfällen aus der Union 
nicht zu einer Zunahme der Meeresvermüllung in anderen 
Teilen der Welt führt.“ Die Ausfuhr von Kunststoffabfällen 
liegt regelmäßig nicht den einzelnen Verbrauchenden. In 
erster Linie zählt zudem die Vermeidung der Entstehung. 
Verbrauchende in der EU wie auch weltweit soll also mög-
lichst gar nicht die Gelegenheit haben, unsachgemäß mit 
Kunststoffabfällen umzugehen. Diese Überlegung wird 
für Zigarettenkippen in Erwägungsgrund  16 der Kunst-
stoffRL näher aufgezeigt. Danach sind kunststoffhaltige 
Filter für Tabakprodukte die am zweithäufigsten an den 
Stränden der Union vorgefundenen Einwegkunststoffar-
tikel. Die daraus resultierenden enormen Umweltauswir-
kungen durch die unmittelbare Entsorgung in die Umwelt 
nach dem Konsum gilt es zu verringern. Vor diesem Hin-
tergrund „wird erwartet, dass Innovation und Produkt-
entwicklung sinnvolle Alternativen für kunststoffhaltige 
Filter hervorbringen werden, und diese Prozesse müssen 
beschleunigt werden. Daneben sollten Regelungen der er-
weiterten Herstellerverantwortung für Tabakprodukte mit 
kunststoffhaltigen Filtern Innovationen anregen, die zur 
Entwicklung nachhaltiger Alternativen für kunststoffhal-
tige Filter für Tabakprodukte führen.“ 

Es geht also gerade darum, die Herstellerverantwortung 
möglichst umfassend zu etablieren, um die Verschmutzung 
der Meere effektiv zu bekämpfen und so als EU einen signi-
fikanten Beitrag für diese weltweite Problematik zu leisten. 
Auch vor diesem Hintergrund sind in erster Linie die Her-
stellenden in die Pflicht zu nehmen. Gerade bei weltweiter 
Betrachtung gilt es die Wurzel der bekämpften Ursachen-

kette anzugehen. Diese Überlegungen können auch im 
Rahmen des unionsrechtlichen Verursacherprinzips nicht 
unbeachtlich sein, betont doch Art. 191 Abs. 1 4. Spiegel-
strich AEUV das Ziel der Förderung von Maßnahmen auf 
internationaler Ebene zur Bekämpfung regionaler oder 
globaler Umweltprobleme. Nur durch eine Heranziehung 
der Herstellenden lässt sich das globale Umweltproblem der 
Meeresvermüllung durch Kunststoffabfälle wirksam be-
kämpfen und somit jedenfalls aus Sicht von Maßnahmen 
der EU erreichen.

3.  Fazit

Das seit 1. 1. 2024 geltende EWKFondsG leistet einen wich-
tigen Beitrag zum Kampf gegen die Meeresverschmutzung 
durch indirekte Verhaltenssteuerung und setzt die verschie-
denen UN-Nachhaltigkeitsziele um. Es liegt zugleich auf 
der Linie der EU-Kunststoffstrategie und des Green Deals, 
welche auf geschlossene Stoffkreisläufe zielen und so die 
Nachhaltigkeit auf EU-Ebene voranbringen. Es bleibt zu 
hoffen, dass auf internationaler Ebene ein rechtlich ver-
bindliches Abkommen gegen die Plastikvermüllung 2024 
vollends ausgearbeitet und spätestens 2025 verabschiedet 
wird. 
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